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Bayerischer Verwaltungsgerichtshof 

- Pressemitteilung - 

Jahrestagung der Präsidenten der bayerischen Verwaltungsgerichte: 

Einladung zum Pressegespräch am 8. Juli 2009 

 

Vom 8. bis 10. Juli 2009 findet in Fürth die Jahrestagung der Präsidenten des Bayerischen 

Verwaltungsgerichtshofs und der bayerischen Verwaltungsgerichte statt. Wichtiges Thema der 

Besprechung werden neben innerdienstlichen Angelegenheiten (z.B. Personal- und Ge-

schäftsentwicklung) vor allem die in den einzelnen Gerichtsbezirken gewonnenen Erfahrungen 

mit der Abschaffung des Widerspruchsverfahrens sein sowie die Sicherheit in Gerichtsgebäu-

den und das am 1. Juni 2009 gestartete Pilotprojekt „Mediation in der bayerischen Verwal-

tungsgerichtsbarkeit“. 

Diese und andere Themen sind Gegenstand eines Pressegesprächs mit dem Präsidenten des 

Bayerischen Verwaltungsgerichtshofs Rolf Hüffer und dem Präsidenten des Verwaltungsge-

richts Ansbach Heribert Schmidt am 

 

 

Mittwoch, 8. Juli 2009, 15.00 Uhr 

im Rathaus (Sitzungssaal 205), Fürth 

 

 

zu dem Sie herzlich eingeladen sind. 

 

Anlässlich des Pressegesprächs wird der Präsident des Bayerischen Verwaltungsgerichtshofs 

auch über wichtige Entscheidungen des Bayerischen Verwaltungsgerichtshofs seit Mitte 

2008 informieren. So wurde zuletzt unter anderem über Anwohnerklagen gegen das Festival 

"Rock im Park" in Nürnberg, über die Rundfunkgebührenpflicht internetfähiger PCs sowie das 

Besetzungsverfahren für einen Konkordatslehrstuhl an der Uni Erlangen entschieden.  

 

Präsident Hüffer wird zudem einen Ausblick auf einige in der zweiten Jahreshälfte 2009 zur 
Entscheidung anstehende Verfahren geben. Noch in diesem Sommer sind Entscheidungen 

zur Kostenverordnung zum Elektro- und Elektronikgerätegesetz und zur Geschäftsverteilung 
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beim Landgericht Nürnberg-Fürth zu erwarten, außerdem wird im Herbst über einen Normen-

kontrollantrag gegen die Studienbeitragssatzung der Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-

Nürnberg entschieden werden.  

 


